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Vorwort

Das sog. „Alles-oder-nichts-Prinzip“ ist mit Recht zum zentralen Bezugs-
punkt der aktuellen VVG-Reformdiskussion geworden. Dabei geht es um die
wichtige Frage, welche Folgen ein vertragswidriges Verhalten des Versiche-
rungsnehmers, also insbesondere die Verletzung von Obliegenheiten oder
etwa die Herbeiführung des Versicherungsfalls, haben soll. Derzeit sieht das
Gesetz bekanntlich vielfach noch eine rigorose Alternative zwischen unge-
schmälerter Leistung bei Schuldlosigkeit („alles“) und völliger Leistungsfrei-
heit schon bei leichtem Verschulden des Versicherungsnehmers („nichts“) 
vor. Stieß dieses Prinzip wegen seiner Härte eigentlich seit jeher auf Beden-
ken, so wurden diese Bedenken im Rahmen der aktuellen Reformdiskussion
zunehmend deutlicher artikuliert. Auch die VVG-Reformkommission hat in
ihrem Zwischenbericht einen Vorschlag zu seiner Relativierung und Milderung
erarbeitet.

In seiner Arbeit knüpft der Verfasser an den aktuellen Diskussionsstand inso-
fern an, als er die Leistungsfreiheit als prinzipiell unverzichtbare Sanktion
bewertet, die indessen grundsätzlich nicht bei leichter Fahrlässigkeit, wohl
aber bei Vorsatz eintreten soll. Danach geht es, und so auch im Kern der vor-
gelegten Arbeit, vor allem um sinnvolle Differenzierungen im problematischen
„Mittelfeld“ der groben Fahrlässigkeit, für die der Verfasser die Kausalität als
maßgeblichen und praktikablen Anknüpfungspunkt vorschlägt und damit
zugleich den bisher unterbreiteten Vorstellungen über eine (inpraktikable)
Differenzierung nach weiteren Verschuldensstufen innerhalb der groben Fahr-
lässigkeit entschieden und überzeugend entgegentritt. Mit seiner unter kon-
ziser Aufbereitung des vorhandenen umfangreichen Materials sorgfältig erar-
beiteten These leistet der Verfasser einen interessanten und wichtigen Beitrag
zur WG-Reformdiskussion.

Hamburg, im September 2003 Der Beirat
Hamburger Gesellschaft zur Förderung

des Versicherungswesens mbH
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